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FACHRUNDSCHREIBEN
Nr.: 16/2009

vom:
13.07.2009

Verfahrensrechtliches
1. Bekanntgabe eines Änderungsbescheids nach Beendigung der 

Mit​gliedschaft
2. Vorläufigkeitsvermerk nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 AO

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu den beiden o.g. Themen informieren wir Sie mit den folgenden Ausführungen:

1. Bekanntgabe eines Änderungsbescheids nach Beendigung der Mitgliedschaft

In der Praxis kommt es immer wieder vor, dass das Finanzamt der Beratungsstelle einen geänderten ESt-Bescheid für ein Mitglied, dessen Mitgliedschaft zwischenzeitlich beendet ist, bekannt gibt. Mit dem Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft endet das Auftragsverhältnis und mit ihm erlischt die Vollmacht.

Welche Pflichten bestehen in diesen Fällen für die Beratungsstelle und wie ist zu verfahren?

Die Bekanntgabe des Änderungsbescheids an die Beratungsstelle beruht regelmäßig auf der Bekanntgabevollmacht, die das Mitglied bei Abgabe der ESt-Erklärung für den betreffenden Veranlagungszeitraum erteilt hat. Die Vollmacht erlischt erst, sobald dem Finanzamt die Mitteilung über die Beendigung der Mitgliedschaft zugegangen ist (§ 80 Abs. 1 Satz 4 AO).

Sofern weder die Beratungsstelle noch das Mitglied die Beendigung der Mit​gliedschaft ausdrücklich mitgeteilt hat, ist das Finanzamt berechtigt, aufgrund der jeweiligen Bekanntgabevollmacht einen Änderungsbescheid der Beratungsstelle bekannt zu geben.

Da in diesen Fällen eine wirksame Bekanntgabe des Steuerbescheids vorliegt, beginnt damit auch die Einspruchsfrist zu laufen. Ein durch die Beratungsstelle verschuldetes Verstreichen der Einspruchsfrist kann die Haftung auslösen. 

Eine unwirksame Bekanntgabe des Steuerbescheids liegt hingegen vor, wenn entweder die Beratungsstelle oder das Mitglied die Beendigung der Mitgliedschaft zeitgerecht mitgeteilt haben. In diesem Fall beginnt die Einspruchsfrist nicht zu laufen.

Weitere Ausführungen siehe auch BDL-Handbuch, Gruppe 13 / A, Tz. 8.1.3 „Vollmacht“.

Praxishinweise:

a. Mitteilung der Beendigung der Mitgliedschaft:

Um eine Haftung aus nachvertraglicher Verpflichtung zu vermeiden, empfehlen wir, in allen Fällen der Beendigung der Mitgliedschaft (Kündigung, Ausschluss wegen Beitragsrückständen) dem Finanzamt die Beendigung der steuerlichen Vertretung mitzuteilen. Wir haben dafür den als Anlage 1 beigefügten Mustertext entworfen. 

Nach Zugang dieser Mitteilung kann das Finanzamt einen Änderungsbescheid der Beratungsstelle nicht mehr rechtswirksam bekannt geben. Sollte das Finanzamt einen Änderungsbescheid dennoch  der Beratungsstelle zusenden, sollte der Bescheid mit dem Hinweis auf die Mitteilung der Beendigung der Mit​gliedschaft an das Finanzamt zurückgesandt werden.
b. Verfahrensweise  bei nicht erfolgter Mitteilung:

Wurde dem Finanzamt die Beendigung der Mitgliedschaft vor Bekanntgabe des Änderungsbescheids nicht mitgeteilt, ist es notwendig, den geänderten ESt-Bescheid unverzüglich dem ehemaligen Mitglied zuzusenden. Wir haben dafür den als Anlage 2 beigefügten Mustertext entworfen. 

Der Bescheid ist nicht dem Finanzamt zurück zu senden, da eine wirksame Bekanntgabe vorliegt und damit die Einspruchsfrist weiterläuft. Dem Finanzamt sollte jedoch nunmehr die Beendigung der Mitgliedschaft mitgeteilt werden.
2. Wirksamkeit des Vorläufigkeitsvermerks nach § 165 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO
In der letzten Zeit sind Zweifel geäußert worden, der Vorläufigkeitsvermerk nach § 165 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO (wegen verfassungsrechtlicher Zweifel an der Rechtmäßigkeit einer gesetzlichen Bestimmung) sei nicht für alle denkbaren Fälle ausreichend, den Fall punktuell offen zu halten. Daher sei trotz des Vorläufigkeitsvermerks Einspruch gegen den ESt-Bescheid einzulegen.

Der Vorläufigkeitsvermerk sei dann nicht ausreichend, wenn das Bundesverfassungsgericht eine gesetzliche Bestimmung nicht für verfassungswidrig erkläre, sondern sie abweichend von der vorgehenden Rechtsprechung verfassungsmäßig auslege. 
Dies war beispielsweise der Fall beim Kindergeld im Beschluss des BVerfG vom 11.02.2005 – 2 BvR 167/02 (Minderung der Einkünfte um die Sozialversicherungs-Beiträge des Kindes) zur Verfassungsbeschwerde gegen den BFH-Beschluss vom 11.12.2001 – VI R 16/00. 

Nach unserer Rechtsauffassung deckt der Vorläufigkeitsvermerk jedoch auch diese Variante ab. Die strittige Rechtsfrage über die Verfassungsmäßigkeit einer Rechtsnorm ist nämlich auch trotz einer derartigen Entscheidung des BVerfG Gegenstand eines Verfahrens vor dem BVerfG gewesen (§ 165 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO). Die verfahrensrechtliche Situation im Zusammenhang mit der o.g. Kindergeld-Entscheidung des BVerfG vom 11.02.2005 kann aber auch darüber hinaus keinen Anhaltspunkt geben, weil wegen dieser strittigen Rechtsfrage damals den ESt- und Kindergeldfestsetzungen kein Vorläufigkeitsvermerk beigefügt worden war.

Einsprüche gegen ESt-Bescheide wegen des Vorläufigkeitsvermerks sind nach den o.g. Ausführungen weiterhin nicht veranlasst.

Mit freundlichen Grüßen
Erich Nöll
Geschäftsführer
Anlagen:

1 /  Mitteilung an das Finanzamt 

2  /  Schreiben an das ehemalige Mitglied 
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